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Bericht über die Sitzung der Bundeskommission am 08.10.2020 

 

Die Herbstsitzung der Bundeskommission hat 
coronabedingt auf virtuellem Wege stattgefun-
den. Auf der Tagesordnung der Sitzung standen 
neben der Eröffnung der Tarifrunde 2020/21 
einige weitere Sachthemen, die jedoch teilweise 
bis zur nächsten Sitzung im Dezember 2020 
zurückgestellt worden sind.  

Die Mitarbeiterseite hat im Rahmen der Sitzung 
ihre Tarifforderungen, die bereits Mitte Septem-
ber erhoben worden sind, offiziell in die AK ein-
gebracht. Diese orientieren sich im Wesentlichen 
an den Forderungen von ver.di für den öffentli-
chen Dienst. Eine erste dienstgeberseitige Be-
wertung dieser Forderungen ist auf der  
Homepage der Dienstgeberseite zu finden 
(www.caritas-dienstgeber.de). 

Im Rahmen der Sitzung ist eine Verhandlungs-
gruppe für die Tarifrunde benannt worden. Die 
Verhandlungsgruppe, die sich am 16.10.2020 
erstmals treffen wird, besteht dienstgeberseitig 
aus Norbert Altmann, Ingo Morell sowie Werner 
Negwer und mitarbeiterseitig aus Stephan Kliem, 
Thomas Rühl und Werner Schöndorfer. 

Eine zweite, im Rahmen der Sitzung benannte 
Verhandlungsgruppe wird sich mit dem Thema 
„Urlaubsrecht“ beschäftigen. Diese Verhand-
lungsgruppe, die erstmals am 14.10.2020 tagen 
wird, besteht dienstgeberseitig aus Norbert Alt-
mann, Tabea Kölbel sowie Werner Negwer und 
mitarbeiterseitig aus Rolf Cleophas, Stephan 
Kliem und Thomas Rühl. 

Die Bundeskommission hat zwei Beschlüsse 
gefasst. Diese stehen jeweils im Zusammenhang 
mit dem Beschluss der Bundeskommission zur 
Tarifrunde der Ärzte im Juni diesen Jahres. Hin-
tergrund ist, dass mit dem Beschluss zur Tarif-
runde der Geltungsbereich von Anlage 30 AVR 
dahingehend erweitert wurde, dass diese Anlage 
mit Wirkung ab dem 01.01.2020 auch für Ärzte in 
sonstigen Einrichtungen gilt, sofern diese eine 
ärztliche Tätigkeit ausüben. 

Für die Überleitung von Ärzten, die am 
31.12.2019 in einem Dienstverhältnis gestanden 
haben, das am 01.01.2020 fortbesteht, gelten 
gemäß dem auf dieser Sitzung gefassten Be-
schluss die Überleitungsregelungen des An-
hangs B der Anlage 30 AVR mit kleineren An-
passungen. Die beschlossene Regelung zur 
Anwendung des Anhangs B der Anlage 30 AVR 
tritt zum 01.10.2020 in Kraft. Dies bedeutet, dass 
die nun beschlossene Regelung für bereits im 
Nachgang des Beschlusses zur Tarifrunde der 
Ärzte im Juni 2020, vor dem 01.10.2020 erfolgte 
Überleitungen von Ärzten in die Anlage 30 AVR 
keine Wirkung entfaltet. 

Mit dem im Juni gefassten Beschluss zu einer 
Erweiterung des Geltungsbereichs der Anlage 
30 AVR ist eine Eingruppierung von Ärzten mit 
ärztlichen Tätigkeiten in die Anlage 2 AVR nicht 
mehr möglich. Vor diesem Hintergrund ist nun 
der Beschluss gefasst worden, dass die ein-
schlägigen bisherigen Tätigkeitsmerkmale in den 
Vergütungsgruppen 1, 1a, 1b und 2 der Anlage 2 
AVR ersatzlos gestrichen werden. 

Die beiden Beschlüsse werden baldmöglichst 
auf der Homepage der Dienstgeberseite einge-
stellt. 

Nachdem eine Verhandlungsgruppe über den 
Sommer das Thema „Kurzarbeit“ diskutiert hatte, 
ist auch im Rahmen der Sitzung der Bundes-
kommission zu diesem Thema keine Einigung zu 
Stande gekommen. Die Dienstgeberseite hat 
ihren Antrag von der Tagesordnung genommen. 
Der mitarbeiterseitige Antrag ist, nachdem dieser 
die nötige Mehrheit im Rahmen der Sitzung ver-
passt hatte, an den Vermittlungsausschuss ver-
wiesen worden.  

Die Themen „Änderungen TVöD VKA (Tarifpfle-
ge)“ und „Ausschlussfrist“ sind auf die nächste 
Sitzung zurückgestellt worden. 

 

Elke Gundel, Marcel Bieniek, Dr. Pascal Krim-
mer 

Mobiles Arbeiten und Homeoffice – Braucht es eine gesetzliche Regelung? 

 

Während der aktuellen Corona-Pandemie ha-
ben, wie im letzten DG-Brief im Beitrag „Mobiles 
Arbeiten und Homeoffice – Durchbruch durch 
Corona?“ aufgezeigt, viele Beschäftigte ganz 
oder teilweise von zu Hause aus – also im 
„Homeoffice“ – gearbeitet. Dabei geht es in der 

Regel aber nicht um Homeoffice im Sinne von 
Telearbeit, die gesetzlich geregelt ist und dem 
Arbeitgeber zahlreiche Pflichten auferlegt, son-
dern um Homeoffice im Sinne von mobilem Ar-
beiten, das ortsunabhängiges Arbeiten auch von 
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zu Hause aus ermöglicht und keinen gesetzli-
chen Bestimmungen unterliegt. 

Vorteile und Risiken mobiler Arbeit 

Mit dieser für viele neuen Form des Arbeitens 
haben sowohl die Betriebe als auch die Beschäf-
tigten durchaus positive Erfahrungen gemacht. 
Neben dem geringeren Infektionsrisiko waren 
vor allem die bessere Vereinbarkeit von Beruf 
und Privatleben unter den Bedingungen des 
Lockdowns mit geschlossenen Kindertagesstät-
ten und Schulen sowie ausgedünnten Fahrplä-
nen des ÖPNV entscheidende Gründe für die 
positive Bewertung der Arbeit im Homeoffice. 

Aktuelle Studien zeigen aber auch, dass das 
Arbeiten von zu Hause aus bei allen Vorteilen 
auch Risiken, wie z.B. die Entgrenzung zwischen 
Beruf und Privatem, birgt. So kommen die Stu-
dien zu dem Ergebnis, dass es klarer Regelun-
gen bedarf, um die Arbeit im Homeoffice auch 
längerfristig für Betriebe wie Beschäftigte attrak-
tiv und praktikabel zu gestalten. Die entspre-
chenden Kompetenzen haben Dienstgeber und 
Dienstnehmer(vertreter) vor Ort. An dieser Stelle 
ist also weniger der Gesetzgeber gefragt – es 
kommt vielmehr den Akteuren vor Ort oder den 
Sozialpartnern die Aufgabe zu, gemeinsam ent-
sprechende Regelungen zu treffen.  

„Mobile-Arbeit-Gesetz“ in Planung 

 Der aktuelle Vorschlag von Bundesarbeitsminis-
ter Hubertus Heil zu einem „Mobile-Arbeit-
Gesetz“ geht vor diesem Hintergrund in die fal-
sche Richtung. Der Entwurf sieht einen gesetzli-
chen Anspruch auf mindestens 24 Tage mobiles 
Arbeiten im Jahr für alle Beschäftigten vor, die 
grundsätzlich von zu Hause aus arbeiten kön-
nen. Der Wunsch nach mobiler Arbeit soll nur 

abgelehnt werden können, wenn nachvollziehba-
re organisatorische oder betriebliche Gründe 
dagegen sprechen.  

Darüber hinaus benennt der Minister die „Digita-
le Stechuhr“ und einen besseren Versicherungs-
schutz als weitere Elemente seines Gesetzent-
wurfes. Es ist anzunehmen, dass für Unterneh-
men, die ohnehin schon mit den Folgen der 
Corona-Pandemie zu kämpfen haben, hierdurch 
der bürokratische Aufwand steigt. Außerdem ist 
noch unklar, wie die digitale Stechuhr mit den 
derzeitigen Regelungen sowie der geplanten 
Reform des Arbeitszeitgesetzes korrespondieren 
soll. Beim Versicherungsschutz stellt sich die 
Frage, in welchem Umfang dem Arbeitgeber 
Pflichten für die Arbeitssicherheit auch außer-
halb seiner Betriebsstätte treffen werden. 

Gesetzlicher Anspruch als Bremse? 

In diesem Jahr haben Unternehmen und Be-
schäftigte auf freiwilliger Basis das mobile Arbei-
ten stark ausgebaut. Nun besteht die Gefahr, 
dass das Gesetz die während der Corona-
Pandemie entstandene Dynamik nicht stützt, 
sondern – im Gegenteil – diese ausbremst. Mo-
biles Arbeiten basiert ganz erheblich auf Ver-
trauen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern. Dieses Vertrauen muss in den Betrieben 
gebildet werden, es kann nicht durch Gesetze 
erzwungen werden. Die derzeitigen, erfreulichen 
Entwicklungen von Regelungen vor Ort sollten 
abgewartet und nicht durch Gesetze gehemmt 
werden.  

Aktuelle Informationen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) zur genannten 
Gesetzesinitiative finden Sie hier.  

Robert Dorsel, Dr. Pascal Krimmer 

BAG: Verhaltensbedingte Kündigung bei verspäteter Anzeige der fortdauernden 
Arbeitsunfähigkeit möglich 

 

Bundesarbeitsgericht (BAG) Urteil vom 
07.05.2020 – Az. 2 AZR 619/19 

Sachverhalt 

Ein seit Juli 2016 durchgehend krankgeschrie-
bener Arbeitnehmer verletzte wiederholt die 
Pflichten zur Anzeige seiner fortdauernden Ar-
beitsunfähigkeit und änderte sein Verhalten trotz 
wiederholter Abmahnung durch den Arbeitgeber 
nicht. Obwohl die bescheinigte Arbeitsunfähig-
keit an einem Freitag endete, meldete sich der 
Arbeitnehmer zunächst gar nicht, sondern hielt 
es für ausreichend, am darauffolgenden Montag 
beim Pförtner eine Folgearbeitsunfähigkeitsbe-

scheinigung abzugeben, die seinen Vorgesetz-
ten am Folgetag erreichte. Damit war für die 
Arbeitgeberin eine Grenze überschritten Das 
Arbeitsverhältnis wurde gekündigt. Nachdem die 
Vorinstanzen der vom Arbeitnehmer erhobenen 
Kündigungsschutzklage stattgegeben bzw. die 
Berufung der Arbeitgeberin zurückgewiesen 
hatten, musste das BAG den Fall entscheiden.  

Entscheidung 

Im Mittelpunkt der Entscheidung steht die Frage, 
ob auch die verspätete Anzeige einer fortdau-
ernden Arbeitsunfähigkeit eine verhaltensbeding-
te Kündigung rechtfertigen kann. Das BAG hatte 

https://www.bmas.de/DE/Themen/Arbeitsrecht/mobile-arbeit.html
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dies bislang nur für die verspätete Anzeige der 
Ersterkrankung bestätigt. Das LAG Baden-
Württemberg als Vorinstanz hatte die Auffassung 
vertreten, eine verspätete Anzeige sei für den 
Arbeitgeber weniger gravierend, da ihn das 
Nichterscheinen im Fall der fortdauernden Ar-
beitsunfähigkeit nicht unvorbereitet treffe. 

Das BAG stellt klar, dass auch die schuldhafte 
Verletzung der Pflicht zur unverzüglichen Anzei-
ge einer fortdauernden Arbeitsunfähigkeit eine 
verhaltensbedingte Kündigung im Sinne von § 1 
Abs. 2 Satz 1 KSchG rechtfertigen kann und 
verwies den Fall an das LAG Baden-
Württemberg zurück. Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 
EFZG sind Arbeitnehmer verpflichtet, dem Ar-
beitgeber ihre Arbeitsunfähigkeit und deren vo-
raussichtliche Dauer mitzuteilen. Dies umfasse 
auch die Verpflichtung, eine über den ursprüng-
lich mitgeteilten Zeitpunkt hinaus fortdauernde 
Arbeitsunfähigkeit unverzüglich zu melden. Denn 
die Anzeigepflicht soll den Arbeitgeber in die 
Lage versetzen, sich auf das Fehlen eines ar-
beitsunfähig erkrankten Arbeitnehmers möglichst 
früh einstellen zu können. Dieses Bedürfnis be-
stehe auch bei fortdauernder Arbeitsunfähigkeit 
unvermindert fort. 

Daher müsse die Anzeige beim Arbeitgeber 
auch im Fall einer fortdauernden Arbeitsunfähig-
keit unverzüglich erfolgen. Unverzüglich setze 
dabei voraus, dass nicht schuldhaft gezögert 
wird (§ 121 Abs. 1 Satz 1 BGB). Bedient sich der 
Arbeitnehmer eines Boten, trage er zudem das 
Risiko der rechtzeitigen und zutreffenden Über-
mittlung. 

Im Hinblick auf die erforderliche Interessenab-
wägung führt das BAG aus, dass eine verspätete 
Anzeige der Fortdauer einer Arbeitsunfähigkeit 
den Arbeitgeber genauso gravierend treffen 
könne wie die verspätete Anzeige der erstmali-
gen Arbeitsunfähigkeit. Im Rahmen der einzel-
fallbezogenen Interessenabwägung sei zudem 
weiter zu beachten, ob der Arbeitnehmer etwa 
für termingebundene Arbeiten eingeplant, durch 
andere Kollegen ersetzbar gewesen oder ob es 
zu betrieblichen Ablaufstörungen gekommen sei. 
Das LAG Baden-Württemberg muss hierzu im 
Rahmen der erneuten Entscheidung noch Fest-
stellungen treffen. 

Bewertung 

Die Entscheidung ist zu begrüßen. Das BAG hat 
klargestellt, dass Arbeitnehmer verpflichtet sind, 
dem Arbeitgeber auch eine fortdauernde Ar-
beitsunfähigkeit unverzüglich anzuzeigen zu 
müssen. Andernfalls müssen sie mit dem Aus-
spruch der Kündigung rechnen Denn während 
der Arbeitgeber und die Kollegen durch einen 
unvorhersehbar längeren Arbeitsausfall vor zu-
sätzliche Herausforderungen gestellt werden, ist 
es dem Arbeitnehmer in den allermeisten Fällen 
ein Leichtes, seinen gesetzlichen Pflichten nach-
zukommen und dem Arbeitgeber seine fortdau-
ernde Erkrankung (z.B. per E-Mail oder Telefon) 
anzuzeigen. Er darf nicht darauf vertrauen, seine 
Erkrankung habe bereits „lange genug“ ange-
dauert, so dass es auf einen Tag mehr oder 
weniger nicht ankomme.  

Die Entscheidung finden Sie hier. 

Marc Riede 

BAG: Wirtschaftsausschuss hat keinen Anspruch auf Informationen über 
herrschendes Unternehmen 

 

Bundesarbeitsgericht (BAG), Beschluss vom 
17.12.2019 – Az. 1 ABR 35/18 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten über die Pflicht zur Unter-
richtung des Wirtschaftsausschusses. Der Wirt-
schaftsausschuss forderte die Arbeitgeberin auf, 
über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des herrschenden Unternehmens zu informieren. 
Die Einigungsstelle hatte dem Begehr des Be-
triebsrats stattgegeben. Die Arbeitgeberin hat die 
Unwirksamkeit dieses Einigungsstellungs-
spruchs geltend gemacht. 

Entscheidung 

Das BAG hat entschieden, dass die Arbeitgebe-
rin nicht nach § 106 Abs. 2 Satz 1 BetrVG ver-
pflichtet ist, dem Wirtschaftsausschuss monatlich 
die betriebswirtschaftliche Auswertung des herr-
schenden Unternehmens und weitere Informati-
onen vorzulegen. Eine Pflicht der Arbeitgeberin 
zur Unterrichtung des Wirtschaftsausschusses 
über die im Spruch benannten wirtschaftlichen 
Daten des herrschenden Unternehmens – und 
damit zur Vorlage der damit aufgeführten Unter-
lagen an den Wirtschaftsausschuss – besteht 

https://juris.bundesarbeitsgericht.de/zweitesformat/bag/2020/2020-07-17/2_AZR_619-19.pdf
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nicht. § 106 Abs. 2 Satz 1 BetrVG begründe 
lediglich die Verpflichtung des Unternehmers zur 
Unterrichtung des Wirtschaftsausschusses über 
die wirtschaftlichen Angelegenheiten desjenigen 
Unternehmens, in dem dieser nach § 106 Abs. 1 
Satz 1 gebildet ist.  

Trotz der engen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verflechtung beider Unternehmen könne die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des herr-
schenden Unternehmens nicht als „Teil" der 
Finanz- und Ertragslage der Arbeitgeberin ange-
sehen werden. Die gesetzgeberische Entschei-
dung, den Wirtschaftsausschuss nur auf der 
Ebene des Unternehmens anzusiedeln und Un-
ternehmen in § 109a BetrVG die Bildung eines 
Konzernwirtschaftsausschusses zu ermöglichen, 
habe zur Folge, dass dem Wirtschaftsausschuss 
des beherrschten Unternehmens keine Unter-
richtungsrechte in Bezug auf die wirtschaftliche 
Lage des herrschenden Unternehmens zustehe. 

Kein anderes Ergebnis gebiete die Richtlinie 
2002/14/EG zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer. Der Wortlaut des Art. 4 Abs. 2a 
RL stelle unzweifelhaft auf die Tätigkeit und die 
wirtschaftliche Situation „des Unternehmens" ab.  

Bewertung 

Der klaren gesetzlichen Konzeption des § 106 
Abs. 2 Satz 1 BetrVG folgend hat das BAG In-
formationen des Wirtschaftsausschusses auf die 
wirtschaftliche Lage des jeweiligen Unterneh-
mens beschränkt. Auch bei enger wirtschaftli-
cher Verbindung bezieht sich dieser Anspruch 
nicht auf das herrschende Unternehmen.  

Diese Entscheidung ist nur bedingt auf die 
MAVO übertragbar, da dieser ein anderes Kon-
zept zugrunde liegt. Es gibt die Mitarbeitervertre-
tung (MAV) vor Ort in der Einrichtung, die Ge-
samt-MAV auf Unternehmensebene oder die 

erweiterte Gesamt-MAV, wenn die einheitliche 
und beherrschende Leitung der beteiligten 
selbstständigen kirchlichen Einrichtungen meh-
rerer Rechtsträger bei einem Rechtsträger liegt.  

Sofern in Einrichtungen, deren Betrieb überwie-
gend durch Zuwendungen der öffentlichen Hand, 
aus Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen 
mit Kostenträgern oder Zahlungen sonstiger 
nichtkirchlicher Dritter finanziert wird, eine Ge-
samt-MAV oder erweiterte Gesamt-MAV gebildet 
wurde und diese mehr als 100 Mitarbeitende 
repräsentiert, kann für diese Einrichtungen ein 
Wirtschaftsausschuss gebildet werden. Abwei-
chend von der weltlichen Regelung (§ 106 Be-
trVG) ist der Wirtschaftsausschuss damit im 
Regelfall nicht der MAV, sondern der Gesamt-
MAV bzw. erweiterten Gesamt-MAV zugeordnet. 
Nur wenn eine Gesamt-MAV oder erweiterte 
Gesamt-MAV nicht vorhanden ist, kann die MAV, 
wenn regelmäßig mindestens 200 Mitarbeitende 
beschäftigt sind, einen Wirtschaftsausschuss 
bilden. 

Im katholischen Bereich ist folglich, was den 
Umfang des Auskunftsrechts angeht, danach zu 
differenzieren, auf welcher Ebene der Wirt-
schaftsausschuss agiert. Bei einem Wirtschafts-
ausschuss auf Ebene der MAV oder einer Ge-
samt-MAV besteht kein Auskunftsanspruch hin-
sichtlich der wirtschaftlichen Lage des herr-
schenden Unternehmens. Insoweit ist die Ent-
scheidung auch auf den katholischen Bereich 
übertragbar. § 27b MAVO begründet – ähnlich 
wie § 106 Abs. 1 BetrVG – lediglich die Ver-
pflichtung des Dienstgebers zur Unterrichtung 
des Wirtschaftsausschusses über die wirtschaft-
lichen Angelegenheiten derjenigen Einrichtung, 
in dem dieser nach § 27b MAVO gebildet ist.  

Aber es gibt die Möglichkeit der Bildung eines 
Wirtschaftsausschusses auf erweiterter Gesamt-
MAV-Ebene, der dann einen entsprechenden 
Auskunftsanspruch bezüglich des herrschenden 
Unternehmens hat. Und gerade weil es diese 
Möglichkeit gibt, kann es einen Auskunftsan-
spruch des Wirtschaftsausschusses auf Ebene 
der MAV oder einer Gesamt-MAV im katholi-
schen Bereich nicht geben, da immer auf die 

Ebene der erweiterten Gesamt-MAV verwiesen 
werden kann.  

Zusammengefasst bedeutet dies, dass die Ent-
scheidung des BAG auf den katholischen Be-
reich übertragbar ist – mit einem zusätzlichen 
Argument, das in der Systematik der MAVO 
begründet liegt.  

Die Entscheidung finden Sie hier. 

Marc Riede 

Kurz notiert 

Die Dienstgeberseite hat am 07.10.2020 neue 
Mitglieder in die Bundeskommission gewählt: 

Markus Beck (Caritasverband für die Stadt 
Erlangen und den Landkreis Erlangen-
Höchstadt / Aisch e.V.) folgt auf Matthias 
Ohlms, 

Michael Schuler (Caritas-Krankenhaus Bad 
Mergentheim) folgt auf Stefan Wagner. 

Wir bedanken uns sehr bei den ausgeschiede-
nen Mitgliedern für ihr jahrelanges Engagement 
und die konstruktive Zusammenarbeit. Ebenso 
heißen wir die neuen Mitglieder ganz herzlich 
willkommen und freuen uns auf ihr Mitwirken. 

https://juris.bundesarbeitsgericht.de/zweitesformat/bag/2020/2020-03-17/1_ABR_35-18.pdf
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BAG: Bewertung der Bereitschaftsdienstzeiten als Arbeitszeit richtet sich nach 
der geltenden Pflegearbeitsbedingungenverordnung 

 

Bundesarbeitsgericht (BAG) Urteil vom 
24.06.2020 – 5 AZR 93/19 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist beim beklagten Caritasverband 
seit dem 01.10.2015 als teilzeitbeschäftigte All-
tagsbegleiterin als Nachtwache in einer ambu-
lant betreuten Wohngemeinschaft tätig. Im die 
AVR in Bezug nehmenden Dienstvertrag sind 
monatlich sieben Nachtwachen zwischen 20:00 
Uhr und 07:00 Uhr bestehend aus Bereitschafts-
zeit und Arbeitszeit vereinbart. Vertraglich ist die 
Eingruppierung in die VG 11 der Anlage 2 AVR 
vorgesehen. Der Dienstgeber bewertete die Zei-
ten von 20:00 Uhr bis 21:00 Uhr und von 05:45 
Uhr bis 07:00 Uhr als Arbeitszeit und die Zeit von 
21:00 Uhr bis 05:45 Uhr als Bereitschaftsdienst 
mit 25 % fakturiert bewertet. Auf die Bereit-
schaftsdienstzeit wurden für die 8,75 Stunden 15 
% Nachtzuschlag (=1,31 Std.) und auf die faktu-
rierten 2,19 Stunden ein Überstundenzuschlag 
von 25 % (=0,55 Std.) erbracht. Die sich daraus 
ergebenden 6,3 Std. wurden zuletzt mit je 10,86 
EUR, also 68,42 EUR je Nachtwache vergütet. 
Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin für den Zeit-
raum Oktober 2015 bis Dezember 2017 für die 
gesamte Zeit der Nachtwache den gesetzlichen 
Mindestlohn. Das LAG hatte der Klage teilweise 
stattgegeben. Beide Seiten haben deshalb Revi-
sion eingelegt. 

Entscheidung 

Die Revision der Klägerin war unzulässig, weil 
sie das Unterschreiten des Mindestlohns nicht 
für jeden einzelnen Monat, sondern lediglich als 
Gesamtsumme über den gesamten Zeitraum 
beziffert hatte. Entscheidend sei das Erreichen 
des Mindestlohns im Abrechnungszeitraum. 
Dieser sei in Monaten bemessen. Das BAG hat 
die Klage deshalb als unschlüssig angesehen. 

Zudem stellt das BAG aber auch fest, dass die 
Zweite und Dritte Pflegearbeitsbedingungenver-
ordnung (PflegeArbbV) den Bestimmungen des 
Mindestlohngesetzes (MiLoG) nach § 1 Abs. 3 
i.V.m. § 24 Abs. 1 MiLoG vorgingen. Dies gelte 
auch für das Jahr 2017, in dem nach § 24 Abs. 1 
Satz 2 MiLoG a.F. die vorgehenden Regelungen 
einen Mindestlohn von mind. 8,50 EUR/Std. 
vorsehen müssen. Bei der Berechnung des 
maßgeblichen Stundenlohns sei bei der Frage, 
was als Arbeitszeit zu vergüten ist, die vorge-
hende Regelung maßgeblich. Da die Zweite und 
Dritte PflegeArbbV in ihren §§ 2 faktorisierte 
Werte zur Bewertung als Arbeitszeit vorsahen, 
seien die sich ergebenden Werte und nicht die 
gesamte Bereitschaftszeit als Arbeitszeit zu wer-
ten. Die Regel, dass die vorgehende Regelung 
den Mindestlohnwert nicht unterschreiten dürfe, 
betrifft dann lediglich den Wert je Stunde selbst. 

Bewertung 

Die Entscheidung ist zu begrüßen. Sie stellt das 
Verhältnis der Zweiten und der Dritten PflegeAr-
bbV zum Mindestlohn nach dem MiLoG für die 
Bereitschaftsdienstzeiten klar. Allerdings bezieht 
sich das BAG ausdrücklich auf die Übergangs-
vorschrift des § 24 MiLoG a.F., der bis zum 
31.12.2017 den Vorrang von Verordnungen nach 
§ 11 AEntG ausdrücklich vorsah. Dies ist aber 
nicht mehr der Fall. Ab 2018 gilt § 1 Abs. 3 Mi-
LoG uneingeschränkt. Danach gehen die 
Rechtsverordnungen nach dem AEntG nur dann 
vor, wenn die dort festgelegten Branchenmin-
destlöhne die Höhe des Mindestlohns nach dem 
MiLoG nicht unterschreiten. Angesichts der wei-
terhin unterschiedlichen Ansätze für Bereit-
schaftsdienstzeiten in der Vierten PflegeArbbV 
und dem MiLoG kann dies zu einem Anspruch 
nach dem MiLoG führen. 

Die Entscheidung finden Sie hier. 

Helge Martin Krollmann 

LAG Nürnberg: Verstöße gegen Höchstarbeitszeiten können zur Nichtigkeit von 
Arbeitsverträgen führen 

 

Landesarbeitsgericht (LAG) Nürnberg, Urteil vom 
19.05.2020 – Az. 7 Sa 11/19 

Sachverhalt 

Der Kläger fing neben seiner mit 40 Wochen-
stunden angesetzten Haupttätigkeit in der Auto-

mobilbranche eine Nebentätigkeit bei der Be-
klagten als Wasserwart an. Seine Arbeitszeit 
dort betrug 60,5 Stunden pro Monat, die Arbeits-
zeiten wurden von ihm selbständig eingeteilt. 
Nachdem es zwischen den Parteien zu Unstim-
migkeiten gekommen war, berief sich der Arbeit-

https://juris.bundesarbeitsgericht.de/zweitesformat/bag/2020/2020-09-25/5_AZR_93-19.pdf
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geber unter anderem darauf, dass der Arbeit-
nehmer durch seine Beschäftigung bei ihm die 
gesetzlich zulässigen wöchentlichen Höchstar-
beitszeiten verletze und der Arbeitsvertrag daher 
nichtig sei.  

Der Arbeitnehmer vertrat die Auffassung, dass 
der Arbeitgeber sich nicht auf eine Nichtigkeit 
des Arbeitsvertrags berufen könne, da ihm der 
Umfang der Hauptbeschäftigung des Klägers 
bereits vor der Beschäftigung bekannt gewesen 
sei. Außerdem sei es zulässig, die wöchentliche 
Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden auszudehnen. 
Wenn überhaupt, liege höchstens eine Teilnich-
tigkeit vor. 

Entscheidung 

Wie die Vorinstanz hat auch das LAG Nürnberg 
die Nichtigkeit des Arbeitsvertrags angenom-
men. Begründet wird dies mit erheblichen Über-
schreitungen der gem. § 3 ArbZG zulässigen 
Arbeitszeit durch die beiden Arbeitsverträge des 
Klägers. Die Arbeitszeiten eines Arbeitnehmers 
bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzu-
rechnen (§ 2 Abs. 1 Halbsatz 2 ArbZG). Bei § 3 
ArbZG handelt es sich um ein Verbotsgesetz im 
Sinne des BGB. Ein Verstoß gegen dieses Ver-
bot führt daher zur Nichtigkeit des Arbeitsver-
trags. Bei einer Überschreitung der Grenzwerte 
durch mehrere Arbeitsverträge ist der Arbeitsver-
trag nichtig, der die Überschreitung herbeiführt, 
also der chronologisch später geschlossene 
Vertrag.  

Ausnahmsweise wird beim zweiten Arbeitsver-
trag statt der Nichtigkeit nur die verabredete 
Arbeitszeit im Wege der Auslegung auf das ge-
setzlich maximal zulässige Maß reduziert, wenn 
eine Auslegung ergibt, dass dies von beiden 

Seiten so gewollt gewesen wäre, wenn sie die 
Problematik des Arbeitszeitverstoßes bei Ver-
tragsschluss gekannt hätten.  

Im vorliegenden Fall war eine solche geltungser-
haltende Reduktion nicht möglich, da es dem 
Arbeitgeber erkennbar darauf ankam, dass alle 
für einen Wasserwart anfallenden Aufgaben vom 
Beklagten erledigt werden – eine zeitliche Re-
duktion seiner Tätigkeit war mit dieser Vorstel-
lung nicht vereinbar. Die Revision wurde nicht 
zugelassen, die Entscheidung ist rechtskräftig. 

Bewertung 

In Fällen, in denen Teilzeitverträge nur einen 
Zusatzerwerb neben dem Hauptarbeitsverhältnis 
mit einem anderen Arbeitgeber darstellen, be-
steht stets die Gefahr, dass gegen die gesetzli-
che Begrenzungen der zulässigen Arbeitszeit 
verstoßen wird. Dies führt zu einem Haftungsri-
siko für Arbeitgeber, da §§ 22f. ArbZG für diese 
Fälle Bußgelder und Strafandrohungen vorse-
hen.  

Wenn Arbeitgeber erkennen, dass die vereinbar-
ten Arbeitsstunden dazu führen, dass die Gren-
zen des ArbZG überschritten werden, können sie 
versuchen, sich auf eine Nichtigkeit des Vertrags 
zu berufen, um eine Kündigung mit den damit 
einhergehenden Risiken zu vermeiden. Um 
Probleme mit Verstößen gegen die Grenzen des 
ArbZG zu verhindern, sollten Arbeitgeber stets 
dokumentieren, welche Arbeitnehmer noch an-
deren Beschäftigungen nachgehen und ob es 
sich bei ihrer Tätigkeit um ihre Haupt- oder Ne-
bentätigkeit handelt. 

Die Entscheidung finden Sie hier.  

Robert Dorsel 

KAGH: Höhergruppierung nicht durch vertrags- und weisungswidrige Übernahme 
von Tätigkeiten erzwingbar 

 

Kirchlicher Arbeitsgerichtshof (KAGH), Urteil 
vom 19.06.2020 – Az. M 19/2019 

Sachverhalt 

Die Parteien streiten über die zutreffende Ein-
gruppierung von Mitarbeiterinnen, die in der Ein-
richtung des Dienstgebers (Notfallschlafstelle) 
als sogenannte Zweitkräfte beschäftigt sind. Für 
die Dienstverhältnisse gelten die AVR Caritas. 
Zielgruppe der Einrichtung sind bedürftige Frau-
en, die sich im Bahnhofsmilieu aufhalten. Perso-
nell ist die Notfallschlafstelle mit zwei Mitarbeite-
rinnen besetzt: Eine der beiden Kräfte ist sozial-

pädagogische Fachkraft, die andere studenti-
sche Mitarbeiterin.  

Die studentische Mitarbeiterin ist nach der Tätig-
keitsbeschreibung ausschließlich als Zweitbe-
setzung zur Unterstützung der Fachkraft mit dem 
Ziel tätig, dass die Fachkraft sich den zu erbrin-
genden sozialpädagogischen / erzieherischen 
Leistungen widmen kann. Die studentische Mit-
arbeiterin ist angewiesen, nur die Aufgabenstel-
lung der Zweitbesetzung wahrzunehmen. Erzie-
herische / vergleichbare Tätigkeiten seien nicht 
übertragen.  

https://www.lag.bayern.de/nuernberg/entscheidungen/neue/45726/index.php
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Aus dieser Tätigkeit leitet der Dienstgeber die 
Eingruppierung in die Vergütungsgruppe 10 Zif-
fer 7 der Anlage 2 AVR (Helfer in sonstigen so-
zialen Einrichtungen) ab. Die Mitarbeitervertre-
tung hingegen vertritt, dass die übertragene Tä-
tigkeit als einheitliche Aufgabenstellung zu be-
werten sei, die die Tätigkeitsmerkmale der Ent-
geltgruppe S 4 Fallgruppe 2 des Anhangs B der 
Anlage 33 AVR (Mitarbeiter in der Tätigkeit von 
Erziehern, Heilerziehungspflegern, Heilerziehern 
mit staatlicher Anerkennung) erfüllen. Für diese 
Eingruppierung sei es ausreichend, dass die 
studentische Mitarbeiterin Aufgaben einer Erzie-
herin, jedenfalls in einem Teilfeld entsprechend 
dem Berufsbild, wahrnimmt. Die Vorinstanz hat 
sich der Auffassung des Dienstgebers ange-
schlossen. 

Entscheidung 

Der KAGH hat der Vorinstanz folgend die Ein-
gruppierungspraxis des Dienstgebers bestätigt. 
Die studentische Mitarbeiterin ist in die Vergü-
tungsgruppe 10 Ziffer 7 der Anlage 2 AVR ein-
zugruppieren. Die Weisung, nur die Aufgaben-
stellung der Zweitbesetzung wahrzunehmen, hält 
sich im Rahmen des Arbeitsvertrags der studen-
tischen Mitarbeiterin und der dazugehörigen 
Stellenbeschreibung. Die aufgeführten Aufgaben 
(z.B. die Kontaktaufnahme zu Besucherinnen 
oder das Fragen nach deren aktuellen Bedürf-
nissen) erfordern es nicht zwingend, dass die 
studentische Mitarbeiterin selbst erzieherisch 
oder in vergleichbarer Weise tätig wird. Ergibt es 
sich bei der Kontaktaufnahme, dass sozialpäda-
gogische / erzieherische Leistungen nötig wer-
den, kann die studentische Mitarbeiterin die 
Fachkraft einschalten.  

Wenn der Dienstgeber mit seiner Weisung ver-
hindern will, dass die sozialpädagogisch / erzie-
herisch nicht voll ausgebildete studentische Mit-

arbeiterin unter Umständen eine untaugliche / 
schädliche Beratungsleistung erbringt, liegt dies 
in seiner unternehmerisch-organisatorischen 
Freiheit. Die studentische Mitarbeiterin kann 
nicht, auch nicht in einer eventuellen Abstim-
mung mit anderen Mitarbeitern und unmittelba-
ren Vorgesetzten, durch die vertrags- und wei-
sungswidrige Übernahme erzieherischer / ver-
gleichbarer Beratungsleistungen eine höhere 
Eingruppierung nach Anhang B der Anlage 33 
AVR erzwingen. 

Bewertung 

Das Urteil bestätigt die in der Rechtsprechung 
gefestigte Sichtweise, dass für die Eingruppie-
rung die vom Dienstgeber zugewiesene, mithin 
auszuübende Tätigkeit entscheidend ist und 
nicht eine möglicherweise in Abstimmung mit 
dem unmittelbaren Vorgesetzten tatsächlich 
übernommene höherwertige Aufgabe. Diese sind 
nämlich nicht befugt, mit den Mitarbeitern ar-
beitsvertragliche Vereinbarungen zu treffen. 
Dazu ist nur die für die Personalangelegenheiten 
zuständige Stelle des Dienstgebers berechtigt 
(KAGH, Urteil v. 08.07.2016, Az. M 02/2016). 

Das Urteil schärft den Blick dafür, als Dienstge-
ber darauf zu achten, dass Weisungen zu Art 
und Umfang der auszuübenden Aufgaben und 
Tätigkeiten mit der jeweiligen Stellen- und Tätig-
keitsbeschreibung sowie der ggf. geforderten 
bzw. erforderlichen beruflichen Qualifikation und 
Erfahrung kompatibel sind. Entscheidend ist 
mithin, dass die von einer Weisung verlangte 
Nichterfüllung bestimmter Aufgaben und Tätig-
keiten im Hinblick auf die auszuübende Tätigkeit 
objektiv umsetzbar ist. 

Das Urteil des KAGH finden Sie hier. 

Marcel Bieniek 

 

 

 

 

 

 

 

Der Dienstgeberbrief wird von den Dienstgebervertreter(inne)n im Leitungsausschuss der Arbeitsrechtlichen Kommission (AK) des 
DCV weitergeführt, um insbesondere den Dienstgebern eine zeitnahe Information über aktuelle Geschehnisse in der AK zu geben. 
Aus diesem Anliegen resultiert, dass der Dienstgeberbrief kein zeitlich regelmäßiges Erscheinungsdatum hat, sondern nach Sitzun-
gen der AK erscheint sowie im Bedarfsfall auch zwischen diesen Sitzungen mit Berichten aus den Gremien der AK oder aktuellen 
Beiträgen. 
 
Für Anregungen, Diskussionsbeiträge aber auch Kritik sind wir nicht nur offen, sondern wünschen uns dies, da wir den Dienstgeber-
brief als Kommunikationsmedium verstehen. 
 
Die Redaktion 

  

https://www.dbk.de/fileadmin/user_upload/Urteil_M_19_2019_vom_19.06.2020___anonymisierte_Fassung.pdf
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